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Scholz speist mit dem
Helfer der Hamas

D en Hamas-Terror
gegen Israel hatte
Bundeskanzler

OlafScholzamMorgenim
Bundestag noch ver-
urteilt und Israel aber-
mals unverbrüchliche So-
lidarität zugesichert: „In
diesem Moment gibt es
fürDeutschlandnureinen
Platz:denPlatzanderSeite Israels.“
Wenige Stunden später nahm er
beim Mittagessen an der Seite des
Hauptsponsors der Terrormiliz
Platz, dem Emir von Katar.
Ausgerechnet jetzt, ausgerechnet

Katar. Das Land ist Zufluchtsort für
hochrangige Hamas-Funktionäre
und schickte in den vergangenen
Jahren Hunderte Millionen Euro an
die Terrormiliz in Gaza. Für rein hu-
manitäre Zwecke, wie katarische
Stellen beteuerten, für Straßen,
Wohnhäuser und Gehälter von
Beamten. Dass viele katarischeMil-
lionen in die Herstellung von Rake-
ten, geheime Tunnel und Komman-

Die Energiepartnerschaftmit Katar abzuschließen,
war ein fataler Fehler der Bundesregierung

dass Katar größter Finan-
zier der Hamas-Terroris-
ten ist. Trotzdem hat dies
die Bundesregierung
nicht davon abgehalten,
eine Energiepartner-
schaft mit Katar abzu-
schließen. Ein fataler
Fehler. Jetzt rächt sich,
wennmanmit fragwürdi-

gen Staaten Partnerschaften ein-
geht. Staaten, die Menschenrechte
mit Füßen treten. Staaten, mit
denen Deutschland – hätte man die
Kritik während der WM ernst ge-
nommen – nie eine Partnerschaft
haben wollte.
Die werteorientierte Außenpoli-

tikmusssichgerade indiesergegen-
wärtigen Krise beweisen. Auch Ka-
tar hat ganz genau gewusst, aufwen
es sichmit Deutschland als Gaskun-
den einlässt. Ein Land, das seine
Werte auch gegenüber Wirtschafts-
partner vertritt und wenn nötig
scharfe Kritik übt. Es ist nur richtig,
dass sich der Emir viele kritische
Fragengefallenlassenmuss,bis ihm
der Appetit vergeht.
WäredieWeltnichtaufKatarsGas

angewiesenundruhteaufderRegie-
rung inDohanichtdieHoffnung, sie
könnte in diesem furchtbaren Krieg
irgendwievermitteln,gäbees längst
Rufe nach Sanktionen. Doch ange-
trieben vonderHoffnung auf Signa-
le der Entspannung ist der Emir ist
in diesen Tagen ein gefragterMann.
Was Katar tatsächlich erreichen

kann, ist ungewiss. In der Vergan-
genheit störte man sich in Doha
auch nicht daran, dass die Hamas
mit Anschlägen und Attentaten Is-
rael terrorisierten. Selbst nach dem
schwerstenAngriff seit Jahrzehnten
am Wochenende nahm Katars Re-
gierung dieHamasweiter in Schutz.
Die Hoffnung auf Katar als Vermitt-
ler könnten sich letztlich als trüge-
risch erweisen. Derzeit macht die
Hamas jedenfalls keine Anstalten,
verhandeln zu wollen.
Es ist anderZeit zu sagen:Werdie

Hamas unterstützt, kann kein Part-
ner Deutschlands sein. Das Gas aus
Katar, das gerade einmal drei Pro-
zent des deutschen Bedarfs aus-
macht, lässt sich bis 2026 auch aus
anderen Ländern beschaffen. Wenn
Deutschland es ernst mit dem Platz
an der Seite Israels meint, muss es
denWorten Taten folgen lassen.

LEITARTIKEL

dozentralen umgeleitet wurden,
lässt sich nicht ausschließen. Ohne
dieses Geld wäre der Gazastreifen
längst im Chaos versunken, hätte
dieHamas heutewohl einen viel ge-
ringeren Rückhalt in der Bevölke-
rung.Manmussessoklarbenennen:
Katar trägt mindestens als indirek-
ter Unterstützer der kaltblütig mor-
denden Hamas eine Mitschuld da-
ran, dass die Terrororganisation so
stark werden konnte.
Scholz muss sich beim gemeinsa-

menMittagessenmit demEmir ein-
gestehen, dass er einen Helfer der
Hamas amTisch sitzenhat.Das lan-
ge geplante Treffenmit Scheich Ta-
mim bin Hamad Al Thani zur Feier
der 50-jährigen Partnerschaft bei-
der Länder ist eine Farce. Doch der
Kanzler kann es sichnicht erlauben,
den Emir zu verärgern. Seit Novem-
ber 2022 ist Katar einer von
Deutschlands Gaslieferanten, erste
Lieferungen sind für 2026 geplant.
Dabei ist schon seit Jahren bekannt,

Gefahr durch die Banden

D ie Organisierte Kri-
minalität sorgte in
den vergangenen

Monaten immer wieder
mal für Schlagzeilen–vor
allem in Gestalt der soge-
nannten Clankriminali-
tät. Das hatte mit spekta-
kulären Raubdelikten zu
tun, in Berlin oder in Dresden, aber
auchmit demzunehmendenVerfol-
gungsdruck, den etwa der nord-
rhein-westfälische Innenminister
HerbertReulausübt.DasneueLage-
bild zur Organisierten Kriminalität,
das die Bundesinnenministerin und

Organisierte Kriminalitätmuss hart bekämpftwerden

der Chef des Bundeskriminalamtes
am Donnerstag präsentierten, of-
fenbart die Probleme. Die OK hat
viele Gesichter. Und sie muss be-
kämpft werden.
ZwarhatdieZahlderErmittlungs-

verfahrenimvorigenJahrabgenom-
men. Allerdings bleibt das Niveau
hoch. Im Übrigen sagt die Zahl der

KOMMENTAR

Ermittlungsverfahren
wenig über die Quantität
der Delikte. Die Dunkel-
ziffer gilt nämlich eben-
falls als hoch. Und neben
der Clankriminalität gibt
es die klassische italieni-
sche Mafia sowie deut-
sche Rockerbanden.

Zugleich häufen sich transnatio-
nale Kooperationen, nicht zuletzt
beimRauschgifthandel, der stets im
Vordergrund steht. Die Gewalt
nimmt zu. Allen genannten Grup-
pen ist gemein, dass sie Regeln und
Gesetze verächtlich machen – mit
dem Unterschied, dass es die Clans
gerne zeigen.
Nein, so weit wie in Teilen Ost-

europas, in Belgien oder in denNie-
derlanden ist es bei uns noch nicht.
In den beiden Benelux-Staaten be-
drohen OK-Gruppen Richter und
Staatsanwälte. Belgiens Justizmi-
nister musste sich zwischenzeitlich
in einem Safehouse verstecken.
Das beweist: Es geht nicht allein

um Geld. Dort, wo es um Geld geht,
geht es umMacht. Dass die Organi-
sierte Kriminalität den Staat an-
greift, kann man freilich auch hier
nicht füralleEwigkeitausschließen.
Deshalbgilteseinmalmehr,denAn-
fängen zu wehren.

Nur eine
Frage der Zeit

Machen wir uns ehrlich. Der
Preis von 49 Euro für das
Deutschlandticket wird auf

Dauernichtzuhaltensein.Vorallem
dann nicht, wenn das Sortiment der
sogenannten Resttickets im Regio-
nalverkehr immer teurer wird –
beim Verkehrsverbund Rhein-Sieg
im kommenden Jahr um 10,4 Pro-
zent. In einem ersten Schritt.
Natürlich wissen das alle Ver-

kehrspolitiker.Siewissenauch,dass
bei den kommunalen Verkehrsbe-
trieben und imRegionalverkehr auf
der Schiene milliardenschwere In-
vestitionen nötig sind, die alle aus
den Regionalisierungsmitteln be-
zahlt werden müssen, die der Bund
den Ländern zur Verfügung stellt.
Deshalb ist es nur eine Frage der

Zeit, wann der erste Preisaufschlag
kommt.2024wohlnochnicht.Darin
sind sichderKanzler, dieAmpelund
die Ministerpräsidenten einig, weil
das nur sieben Monate nach dem
vonallengefeiertenStart keingutes
Signal für die Verkehrswende wäre.
Und sowird sich auch der Bund ir-

gendwann im Laufe des kommen-
den Jahres dazu durchringen, die
Hälfte auch jener Kosten zu über-
nehmen, die über das vereinbarte
Gesamtbudget von drei Milliarden
Euro hinausgehen.

Der Preis für das
Deutschlandticketwird
nicht zu halten sein

KOMMENTAR

Wie es danach weitergeht, haben
beide Seiten in der Hand. Je teurer
das Deutschlandticket, desto höher
sinddieErwartungenderNutzer.Ob
dasAngebot indenBallungsräumen
an Rhein und Ruhr so attraktiv ist,
dass man dafür 59 oder gar 69 Euro
verlangen kann, ist zweifelhaft.
Die Verkehrsverbünde haben

nicht ohne Grund aufgeschrien, als
der Bund das Ticket durchgedrückt
hat. Sie wollten erst die Infrastruk-
tur ausbauen– und danachmit dem
Billigticket kommen. Jetzt haben
wir es in der Tasche und damit auch
Verspätungen, Baustellen, Zugaus-
fälle und Personalmangel einge-
kauft. Und auf dem Land einen Bus,
der dreimal am Tag fährt. Das
Deutschlandticket ist ein Anfang.
Aber für dieVerkehrswendebeiwei-
tem nicht genug.

Streit über Präsidiumsposten für AfD

D ie Unionsfraktionsführung
hat sich von CDU-Politiker
Christoph Ploß nach seinen

Äußerungen für die Wahl eines
AfD-Bundestagsvizepräsidenten
distanziert. „Bundestagsvizeprä-
sidenten werden in freier und ge-
heimer Wahl vom Bundestag ge-
wählt.AlleAfD-Kandidatenhaben
die dafür erforderliche Mehrheit
ausgutenGründenbisherweitver-
fehlt“, sagte der Parlamentarische
Geschäftsführer der CDU/CSU-
Fraktion, Hendrik Hoppenstedt,
dem „Kölner Stadt-Anzeiger“ (Re-
daktionsnetzwerk Deutschland).
„Die AfD ist eine mindestens in
Teilen rechtsextreme Partei, die
unserer Verfassungsordnung
feindlich gegenübersteht. Jeder
AbgeordnetemussdasFürundWi-
dereinerWahlfürsichselberabwä-
gen. IchunterstützedenVorschlag

CDUundCSU lehnen Vorstoß einesMitglieds ihrer Bundestagsfraktion ab

von Christoph Ploß nicht.“ Auch
der parlamentarische Geschäfts-
führer der CSU-Landesgruppe,
Stefan Müller, stellte auf Anfrage
klar: „Diese Meinung ist nicht die
Position der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion. Eine solche Frage
stellt sich nicht.“
Der Bundestagsabgeordnete

Ploß hatte sich in einem Gastbei-
trag für den „Stern“ offen für die
Wahl eines AfD-Bundestagsvize-
präsidentengezeigt.„Die imDeut-
schen Bundestag inzwischen lei-
derüblichePraxis,dieAfDausdem
eigentlich fraktionsübergreifen-
den Bundestagspräsidium fernzu-
halten, erfüllt mich mit Sorge“,
schrieb er. Die AfD sei eine „min-
destens in Teilen rechtsextreme
Partei“.DieAbgeordnetenderPar-
tei seien aber demokratisch ge-
wählt. Die parlamentarischen

HINTERGRUND

Minderheitenrechte auszuhöhlen,
berge „die viel größeren Gefahren
für unsereDemokratie, als ein ein-
zelnes Mitglied eines Parlaments-
präsidiums ihr zufügen könnte.“
Bundestagspräsidentin ist Bär-

bel Bas von der SPD. Dem Präsi-
dium des Parlaments gehören als
Stellvertreterinnen und Stellver-
treter zudemAydanÖzoguz (SPD),
YvonneMagwas für CDU und CSU,
Katrin Göring-Eckardt (Grüne),
Wolfgang Kubicki (FDP) und Petra
Pau(Linke)an.DieAfDistseit2017
im Bundestag vertreten, war noch
nie Teil des Präsidiums. Ihre Kan-
didaten verfehlten bislang die er-
forderlicheMehrheit. Der Bundes-
verfassungsschutz hat die AfD als
rechtsextremistischen Verdachts-
fall eingestuft.

ALISHAMENDGEN

Der Angriff wird Israel verändern

A ls am Samstag um 6.30 Uhr
rund um unser Hotel in Tel
Aviv die Sirenen heulten und

der Krieg ausbrach, war mein erster
Gedanke: Die Geschichte wiederholt
sich! Genau 50 Jahre vorher hatte der
Jom-Kippur-Krieg begonnen, über
den ich für denWDRund die ARD be-
richtet habe. Ganz genau wie 1973
war Israel wieder blind und über-
rascht. Kritiker sprachen seinerzeit
vonderArroganzderMacht,undheu-
te isteskaumanders.DasMottodamalswie jetzt:Seid
beruhigt, wir haben alles im Griff.
Und ganz genau wie damals muss das Konsequen-

zen haben. Nach dem Jom-Kippur-Krieg und seiner
Aufarbeitungmusste dasKabinett vonGoldaMeir zu-
rücktreten. Diesmal geht das erneute unvorstellbare
Versagen der so hochgelobten israelischen Geheim-
dienste ins Kontor des machtverliebten Dauer-Re-
gierersBenjaminNetanjahu.Diesotieftraumatisierte
Bevölkerung wird die von ihr als die schlimmste Ka-
tastrophe seit dem Holocaust empfundene verhee-
rende Lage nicht hinnehmen.
Netanjahuhatsichschnell ineineRegierungderna-

tionalen Einheit geflüchtet. Das ist in Wahrheit ein
Kriegskabinett, in demnur drei Figuren das Sagenha-
ben: Netanjahu, sein Verteidigungsminister Joav Ga-
lant und aus der Opposition der frühere Verteidi-
gungsminister Benny Gantz. Die Kontroversen zur
Justizreform, die das Land zerrissen haben, wurden
aufEisgelegt.Aberdamitsindsiekeineswegserledigt.
Zurzeit ist Israel in seiner Trauer und auch seinerWut
auf die brutalen Hamas-Angreifer vereint, wie in frü-
herenKriegenauch. Erstmuss dieserKrieg gewonnen
werden, ein vermutlich langer und derzeit unkalku-
lierbarer,auf jedenFallabersehrblutigerKonflikt.Die
Geiselnahmevonmehrals100Menschen,diemeisten
Zivilisten, isteinemitmilitärischenMittelnkaumlös-
bare Herausforderung. Und schon jetzt stellt sich die
Frage, wie es denn weitergehen soll, wenn die Hamas
durch eine Bodenoffensive vernichtet werden soll –
das vonNetanjahu benannteKriegsziel. Bleibt die Ar-
mee in Gaza? Und wer wird für die mehr als zwei Mil-
lionenMenschen sorgen? Unschuldige Zivilisten, die
die Hamas seit Jahren rücksichtslos unterdrückt und
sie jetzt in ihrem Zynismus vorsätzlich dem israeli-

Wennder Krieg gewonnen ist, wird die politische Aufarbeitung beginnen

schen Bombenhagel aussetzt? Keiner
will sie haben, der Nachbar Ägypten
schon gar nicht. Das ist – jenseits des
unsäglichenLeids auf beidenSeiten–
die Kernfrage für die Zukunft.
Aber irgendwann wird der Tag der

innenpolitischenAbrechnung unver-
meidbar kommen – und kommen
müssen. Die Bevölkerung, die Tau-
sende von Toten und Verwundeten
beklagt, wird es nicht ertragen, wenn
die Netanjahu-Regierung erneut ver-

suchen sollte,Millionen Israelis einen Lebensstil auf-
zuzwingen, den eineMinderheit von etwa 15 Prozent
ultra-orthodoxer Gläubiger anstrebt. EineWiederbe-
lebung der bisherigen Koalition, die auf so ungeheu-
erliche Weise die Sicherheit der Nation verschlafen
undverspielt hat, ist nicht vorstellbar. Auchwennder
Verlauf des Krieges heute nicht absehbar ist, werden
amEndedie innenpolitischenKarten in Israel neu ge-
mischt werden.

Rüstungshilfe als Option
FürunserLandhatBundeskanzlerOlafScholzimBun-
destagerklärt, dassDeutschlandohneWennundAber
anderSeite Israels steht.Dafürhaterausdrücklichdie
Unterstützung vonOppositionsführer FriedrichMerz
bekommen. In fast jederRedewurdeerwähnt, dass Is-
raels Sicherheit deutsche Staatsräson ist– ein ebenso
weitgehender wie schwieriger Begriff. Denn erneut
wird es darauf ankommen, ihn mit Inhalt zu füllen.
Einesistklar: Israelwirdwedererwartennochhinneh-
men, dass deutsche Soldaten anrücken. Das israeli-
sche Militär will keinerlei Einmischung in seine Ope-
rationen. Darüber hinaus allerdings wird sich Israel
auf diese Zusage berufen. Im Rüstungsbereich gibt es
ohnehin seit Jahren eine intensive Zusammenarbeit.
Ob jetzt– wie bereits von den USA begonnen–Muni-
tion oder anderes Kriegsgerät auf den Weg gebracht
werden wird? Eine Option könnte das sein.
Eines jedenfalls darf nicht passieren: Der Ukraine-

Kriegdarfnicht sozusagenzumKollateralschadendes
Israel-Konfliktswerden.Dafür steht füruns inEuropa
weiterhin zu viel auf dem Spiel. Die deutsche Politik
hat inder letztenZeitwieder versprochen, in derWelt
mehrVerantwortung zuübernehmen. Jetzt zeigt sich,
wie groß diese Herausforderung tatsächlich ist.
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„Staatsräson?WieDeutschland für Israels
Sicherheit haftet“.

Katar trägt eine
Mitschuld daran,

dass die Hamas so stark
werden konnte

Den Gruppen ist
gemein, dass sie

Regeln und Gesetze
verächtlich machen

Je teurer das
Deutschlandticket,

desto höher sind die
Erwartungen der Nutzer


